	[image: image1.png]‘LEMEIDETAG
BADEN-WURTTEMBERG





	[image: image2.png]





@@SDN HaraldBurkhart
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Gemeindetag fordert volle Kostenerstattung

Durch Verwaltungsreform droht Städten und Gemeinden eine Kostenlawine

Stuttgart. Die Eingliederung zahlreicher Sonderbehörden in die Landratsämter im Zuge der Verwaltungsreform darf nicht zu einer Kostenlawine für die Städte und Gemeinden führen. Das verlangte der Präsident des Gemeindetags Baden-Württemberg, Bürgermeister Otwin Brucker, von der Landesregierung.

„Wir wollen, dass die Verwaltungsreform nicht nur für das Land und die Kreise, sondern auch für die Gemeinden ein Erfolg wird,“ sagte Brucker. Bei der konkreten Ausgestaltung des Reformkonzepts gebe es noch manche Ungereimtheit. Auch zeige sich bei näherem Hinsehen, dass in einigen Verwaltungsbereichen statt der angestrebten Effizienzrendite zusätzliche Kosten entstehen könnten. Als Beispiele nannte Brucker die Forstverwaltung und die Landeswohlfahrtsverbände. Der Gemeindetag habe die Sorge, dass die Kostenabgeltung durch das Land unvollständig sein und das Ziel einer 20-prozentigen Effizienzrendite insgesamt verfehlt werden könnte. Jetzt müssten die Weichen dafür gestellt werden, dass die Städte und Gemeinden bei der Verwaltungsreform nicht am Ende die Zeche über die Kreisumlage zu zahlen haben.

Finanzlage der Gemeinden miserabel

„Bei der miserablen Finazlage der Kommunen können wir es uns nicht leisten, dass die Verwaltungsreform auch nur teilweise auf Kosten der Gemeinden gemacht wird,“ so Brucker. Die Gemeindefinanzreform sei noch nicht in trockenen Tüchern.

Verwaltungsreform nicht auf Kosten der Kommunen

Der Gemeindetagspräsident erinnerte an die Zusage des Ministerpräsidenten, durch die Verwaltungsreform dürften die Kreisumlagen nicht mit einem Euro belastet werden. Dieses Versprechen sei nur einlösbar, wenn es eine absolut kostenecht kalkulierte und sachgerecht dynamisierte Erstattung der Verwaltungskosten gebe. Die Kostenerstattung für die Behördeneingliederung 1995 werde dem nicht gerecht und könne deshalb nicht als Vorbild dienen.

In einer überschlägigen Nachkalkulation habe der Gemeindetag festgestellt, dass die Kosten der 1995 eingegliederten Wasserwirtschafts-, Gesundheits- und Veterinärämter vom Land nicht voll ausgeglichen worden seien. Ursache sei vor allem, dass die Kostenerstattung nicht nach der realen Kostenentwicklung, sondern nach der Steuerkraft errechnet werde. Wenn die Steuerkraft wie derzeit einbreche, die Verwaltungskosten aber steigen, entstünden immer höhere Fehlbeträge. Diese müssten die Städte und Gemeinden über die Kreisumlage abdecken. „Was bisher erstattet wird, deckt in vielen Kreisen kaum die Personalkosten, von den Sach- und Gemeinkosten nicht zu reden,“ bemängelte Brucker. Etwa 80 Prozent der Gesamtkosten sind Personalkosten, die Kosten für Verwaltungsgebäude, Büroausstattung und Verwaltung belaufen sich auf etwa 20 Prozent. Der Gemeindetag schätzt aufgrund der vorliegenden Zahlen sehr vorsichtig, dass allein für 2002 aus der Behördeneingliederung 1995 ein Fehlbetrag in einer Größenordnung von 10 Millionen Euro entstanden ist. Mit der geplanten Verwaltungsreform werden rund 11.000 Beschäftigte in den Kommunaldienst wechseln, etwa acht mal mehr als bei der Behördeneingliederung von 1995 (1.300).

Steigende Verwaltungskosten gefährden Standortqualität

„Dass die geplante, viel umfassendere Verwaltungsreform nach dem Muster von 1995 finanziert wird, können das unsere Städte und Gemeinden nicht akzeptieren,“ sagte Brucker. Eine unzureichende Kostenerstattung gehe zulasten der Bürger. Weiter steigende Kreisumlagen, so Brucker, könnten die Gemeinden nur noch durch Einschränkung ihrer Dienstleistungen und mit Steuererhöhungen auffangen. Das gehe an die Substanz der örtlichen Infrastruktur, also der Standortqualität des Landes insgesamt. Der Gemeindetag schlägt vor, die Kostenerstattung an der Personalkostenentwicklung sowie am Preisindex für Verwaltungsgebäude und Sachbedarf auszurichten und jährlich anzupassen. Die Kosten der Behördeneingliederung und und ihre Erstattung müssten, so Brucker, künftig gesondert in den Jahresrechnungen der Kreise ausgewiesen werden, so dass Transparenz herrsche.

Aufgaben auf den Prüfstand

Eine Effizienzrendite dürfe bei der Kostenerstattung nur in den Verwaltungsbereichen angesetzt werden, in denen eine solche bei realistischer Einschätzung auch erwartet werden könne. Ein Einsparpotenzial in der angenommenen Höhe von 20 Prozent – 100 Millionen Euro ‑ könne nur erreicht werden, wenn staatliche Aufgaben kritisch überprüft würden. „Manches, was der Staat tut, ist verzichtbar geworden oder kann der Eigeninitiative der Bürger überlassen werden. Oft sind die Standards der Bürokratie überzogen. Das können wir uns nicht mehr leisten,“ stellte Brucker mit Blick auf die öffentlichen Haushalte fest. Die Landesregierung dürfe diesen Teil der Verwaltungsreform nicht vernachlässigen. Die Verlagerung von Behörden reiche nicht aus, mahnte der Gemeindetagspräsident. Zudem hält Brucker die geplanten Einsparungen für allenfalls in einem 10-Jahres-Zeitraum erreichbar.
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